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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 127/07

2 Sa 455/06
Landesarbeitsgericht
Schleswig-Holstein

Im Namen des Volkes!
Verkiindet am
11. Dezember 2007

URTEIL

Schmidt, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungskléger und Revisionsklager,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhandlung
vom 11. Dezember 2007 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Zwanziger als
Vorsitzenden, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Schlewing, den Richter am
Bundesarbeitsgericht Dr. Koch sowie die ehrenamtlichen Richter Oberhofer und
Dr. Rédder fur Recht erkannt:

Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landesarbeits-
gerichts Schleswig-Holstein vom 9. Januar 2007 - 2 Sa 455/06 -
wird zurickgewiesen, soweit er beantragt hat, eine Betriebs-
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rentenanwartschaft von mehr als 204,68 Euro monatlich festzu-
stellen.

Im Ubrigen wird das genannte Urteil aufgehoben und der
Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und Entscheidung - auch
Uber die Kosten des Revisionsverfahrens - an das Landes-
arbeitsgericht zuriickverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darlber, ob die bei vorzeitigem Ausscheiden erworbene
Betriebsrentenanwartschaft des Klagers fir Zeitrdaume zwischen seinem Ausscheiden
und dem Eintritt des Versorgungsfalles auf Grund einer Regelung der Versorgungs-

ordnung zu erhéhen ist.

Der Klager ist am 14. September 1961 geboren. Er trat am 4. April 1987 in die
Dienste der He GmbH. Die He GmbH wurde in der Folgezeit mit der L AG zur L-He AG
verschmolzen. Diese wiederum wurde, nachdem sie wirtschaftlich bereits vorher zur
Beklagten gehdrte, im Oktober 1997 rechtlich auf die Beklagte verschmolzen. Der
Klager schied bei der Beklagten am 31. Januar 2004 aus.

Bei allen genannten Unternehmen bestanden oder bestehen Versorgungs-
zusagen, auch fur den Klager. Die friher bestehenden Versorgungszusagen wurden
noch bei der L-He AG durch Gesamtbetriebsvereinbarung zwischen dieser und ihrem
Gesamtbetriebsrat vom 3. September 1997 (hiernach: GBV 97) vereinheitlicht. Diese
Regelung lautet auszugsweise:

,1. Die bisher bei L-He AG bestehenden Regelungen Uber
betriebliche Altersversorgung:

werden durch die fur das Werk H geltende Versorgungs-
ordnung der H D AG vom Oktober 1995 in der jeweils
gultigen Fassung ersetzt.

Diese gilt dann fir alle von der HD AG zum 01.04.1997 im
Rahmen der Verschmelzung Ubernommenen Mitarbeiter
der L-He AG. Sie gilt auch fur Beschéaftigte in den von der
L-He AG abgetrennten, verselbstandigten Firmen,
allerdings ohne die dort nach dem 31.03.1997 neu
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eingetretenen Mitarbeiter.

Damit ist sichergestellt, dal? nach dem 31.03.1997 fir alle
Mitarbeiter der HD AG und alle Mitarbeiter der L-He AG
grundsatzlich die gleichen Regelungen fiir die betriebliche
Altersversorgung gelten.

3. Die betriebliche Altersversorgung der Ubernommenen
Mitarbeiter setzt sich zusammen aus den bei L-He AG
zeitanteilig erworbenen Anwartschaften und den sich aus
der Dienstzeit bei der H D AG nach Ubernahme er-
gebenden Anspriuchen aufgrund der H Versorgungs-
ordnung.

a) Die BemessungsgréRen zur Ermittlung der zum
31.03.1997 erworbenen  Anwartschaften  auf
Rentenleistungen bzw. Ubergangsgeld werden nach
der ratierlichen Berechnungsmethode analog § 2
BetrAVG ermittelt und als Jahresbetrag in DM
ausgewiesen und festgeschrieben.

Grundsatzliche Bemessungsgroflen in diesem
Sinne sind

- Altersrente gem. §10 der ,Versorgungs-
regelung der L-He AG’ vom November 1991
(Eckwertrente),

- Altersrente gem. §10 der ,Versorgungs-
ordnung der L AG’ vom Februar 1988 (L-
Rente),

- Ruhegeld bei Erreichen der festen Alters-
grenze gem. § 7 der Richtlinien der He-Alters-
fursorge GmbH vom 01.04.1985 in Verbindung
mit Bedingungen 1984 fir Ruhegehalts-
abkommen (He-Rente),

Die Bemessungsgrofien
- L-Rente
- He-Rente ...

werden gem. § 3.4 der Versorgungsordnung der H
D AG in gleicherweise, erstmalig zum 01.07.1997,
an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten
angepaldt.

b) FUr Dienstzeiten ab dem 01.04.1997 erwirbt der
Mitarbeiter Anwartschaften nur noch nach der
Versorgungsordnung der H D AG.
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Bei der Ermittlung der Warte- und Unverfallbarkeitsfristen
wird von dem fur die Berechnung der Versorgungs-
anspruche bei der L-He AG maRgeblichen Datum aus-
gegangen.

4. Alle betroffenen Mitarbeiter erhalten eine schriftliche
Mitteilung Uber die bei der L-He AG erworbenen Anwart-
schaften.

Die fur den Betrieb H geltende Versorgungsordnung ist in der ,Betriebsverein-

barung Nr. 10/95“ (hiernach: BV 10/95) geregelt. Sie lautet auszugsweise wie folgt:

W

,§ 1 Art der Versorgungsleistungen

Die H D Aktiengesellschaft (nachfolgend Firma genannt)
gewahrt nach den Bestimmungen dieser Versorgungsordnung
mit Rechtsanspruch folgende Versorgungsleistungen:

- Altersrente

§ 2 Voraussetzungen fur die Gewahrung der Versorgungs-
leistungen

2.1 Entstehung des Anspruchs

Der Anspruch auf die Versorgungsleistungen entsteht,
wenn bei einem unbefristet beschaftigten Mitarbeiter ...

b)  der Versorgungsfall eintritt.

2.3 Versorgungsfall
Der Versorgungsfall tritt ein
a) fir die Altersrente, wenn ein Mitarbeiter

- nach Erreichen der Altersgrenze aus den
Diensten der Firma ausscheidet. Die Alters-
grenze ist mit Vollendung des 65. Lebens-
jahres erreicht;

- nach mindestens 10 anrechnungsfahigen
Dienstjahren vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres ausscheidet und volles Altersruhegeld
der deutschen gesetzlichen Rentenver-
sicherung bezieht, oder einen entsprechenden
Nachweis zur Erflllung der Voraussetzungen
erbringt;

§ 3 Héhe und Berechnung der Altersrente

3.1 Die Hohe der Altersrente richtet sich nach den im Zeit-
punkt des Versorgungsfalles bei der Firma erreichten
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anrechnungsfahigen Dienstjahren und der Rentengruppe
aufgrund des rentenfahigen Einkommens.

3.3 Anrechnungen

Die nach dieser Versorgungsordnung zu gewahrenden
Renten dirfen zusammen mit Renten aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowie Renten aus friheren
Arbeitsverhaltnissen 100 % des im letzten Kalenderjahr
vor Eintritt des Versorgungsfalles bezogenen durch-
schnittlichen monatlichen normierten Nettoeinkommens
nicht Gberschreiten; ausgenommen bleiben die Teile von
Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, die
gemal BAG-Rechtsprechung nicht angerechnet werden
durfen. Das normierte Nettoeinkommen wird aus dem
Bruttoeinkommen (ermittelt aus dem rentenfahigen
Einkommen zuzlglich Urlaubsgeld, tariflichen Sonder-
zahlungen und Weihnachtsgeld mit derzeit 65 % einer
Monatszahlung) unter Zugrundelegung der Lohnsteuer-
karte 3/0, der Kirchensteuer sowie dem Arbeithehmer-
anteil des nach dem jeweils glltigen Satz zu be-
rechnenden Beitrages zur Renten-, Arbeitslosen-,
Kranken- und Pflegeversicherung festgestellt. Die Héhe
des Krankenversicherungsbeitrages richtet sich nach dem
Beitragssatz der AOK. Die Mitgliedschaft in der Kirche
wird unterstellt. Fir den Kirchensteuersatz wird H (Sitz
der Firma) zugrunde gelegt. Den anzurechnenden Renten
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen stehen
solche Renten, verrentete Kapitalleistungen oder ein-
malige Kapitalabfindungen gleich, die sich aus Ver-
sicherungsvertragen (z.B.  Befreiungsversicherungen)
ergeben, bei denen sich die Firma an der Aufbringung der
Beitrage beteiligt hat. Es wird hierbei diejenige (fiktive)
Rente zugrunde gelegt, die sich ohne Befreiung von der
Versicherungspflicht ergeben hatte. Dabei bleiben die
anteiligen Betrage, die auf freiwilliger Héher- oder Weiter-
versicherung beruhen, aufier Betracht. Sofern die Be-
grenzung der Gesamtversorgung wirksam wird, darf eine
Mindestrente in Héhe der halben ungekirzten Firmen-
rente nicht unterschritten werden. ...

3.4 Anpassung der Renten an die Entwicklung der Lebens-
haltungskosten

a) Die in der Rententabelle enthaltenen Rentenbetrage
werden fur die Anwartschaften und die laufenden
Renten der Entwicklung der Lebenshaltungskosten
angepalt. MalRgebend ist der vom Statistischen
Bundesamt ermittelte Preisindex fur die Lebens-
haltung von Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem
Einkommen (nachfolgend Lebenshaltungskosten-
index genannt). Es wird der Index berlcksichtigt,
der den Durchschnittswert des vergangenen Jahres
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darstellt.

b) Die Anpassungen erfolgen einheitlich im Abstand
von 2 Jahren, jeweils zum 1. Juli. Die in der Renten-
tabelle enthaltenen Rentenbetrédge werden jeweils
um den Prozentsatz verandert, um den sich seit der
letzten Anpassung der Lebenshaltungskostenindex
verandert hat, mindestens aber um 3 %. Ist die
3 %ige Anpassung fur einen Zeitraum héher als der
Anstieg des Lebenshaltungskostenindex, so wird
der Ubersteigende Betrag bei der nachsten An-
passung bericksichtigt, mit der MalRgabe, daf} die
Mindestanpassung von 1,5 % pro Jahr nicht unter-
schritten wird. Die Rentenzahlbetrage werden auf
volle DM kaufmannisch gerundet. Die Anpassung
erfolgt jedoch auf der Basis der ungerundeten
Betrage.

c) Sollten in dem Zeitraum, flr den die Anpassung der
Rentenbetrage jeweils erfolgt, aufgrund gesetzlicher
oder tarifvertraglicher Regelungen von der Firma
zusatzliche Leistungen erbracht werden missen,
die der Vermégensbildung, der Alterssicherung etc.
der Arbeitnehmer oder der Ablésung solcher
zusatzlichen Leistungen dienen, so werden diese
Leistungen, und zwar ohne Rucksicht darauf, wie
sie steuerlich behandelt werden, bei zukinftigen
Anpassungen der Rentenbetrdge an den Lebens-
haltungskostenindex beriicksichtigt.

Die in dieser Vereinbarung vorgesehenen Erhéhungen fanden in einem zwei-
jahrigen Rhythmus statt, nach dem die erste Anpassung ab dem Ausscheiden des
Klagers zum 1. Juli 2005 vorzunehmen gewesen ware. Regelungen auf Grund derer
Leistungen nach § 3 Ziff 3.4 Buchst. ¢ auf die Steigerung wegen der Lebenshaltungs-
kosten anzurechnen gewesen waren, gab es bis zum Ausscheiden des Klagers bei der

Beklagten nicht.

Unter dem 8. Marz 2004 teilte die Beklagte dem Klager die aus ihrer Sicht
richtige Berechnung seiner unverfallbaren Anwartschaft mit. Dabei errechnete sie
zunachst einen erreichten Besitzstand zum 31. Marz 1997, addierte die erreichbare
Rente seit dem 1. April 1997 bis zum 65. Lebensjahr und errechnete zeitratierlich
- unter Zugrundelegung eines Unverfallbarkeitsfaktors von 0,4262 - den Anteil, der der
tatsachlichen Betriebszugehérigkeit im Verhaltnis zur méglichen Betriebszugehdérigkeit
zum 65. Lebensjahr entsprach. Alternativ errechnete sie, welche Besitzstédnde der
Klager tatsachlich schon erworben hatte. Diese Berechnung fiihrte sie, soweit Zeiten
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vor dem 1. April 1997 betroffen waren, sowohl nach den fur die Eckwertrente geltenden
Bestimmungen der L-He AG als auch nach den Bestimmungen der fir den Klager
anwendbaren He-Rente einschlieBlich ihrer Dynamisierung bis zum Zeitpunkt des
Ausscheidens durch. Sie stellte dabei fest, dass der nach der Berechnung fir den
Klager hochst erreichbare Betrag sich ergab, wenn man unter Zugrundelegung der
Eckwertrente nach der Versorgungsordnung der L-He AG den bis zum 31. Marz 1997
erreichten Besitzstand zugrunde legte und dazu die ab dem 1. April 1997 nach der BV
10/95 erreichbare Rente hinzuzahlte. Den sich so ergebenden Betrag von 149,37 Euro

wies sie als unverfallbar aus.

Der Klager ist mit dieser Berechnung nicht einverstanden. Er ist der Auf-
fassung, die mindestens 3%ige Anpassung auch der Anwartschaften an die Steigerung
der Lebenshaltungskosten musse ihm auch fur Zeitpunkte nach seinem Ausscheiden
bis zum Eintritt des Versorgungsfalles zugute kommen. Er geht deshalb davon aus, die
dynamisierte Rente nach der Versorgungsordnung der Fa. He GmbH zuzlglich der
nach der BV 10/95 erreichbaren Rente sei entsprechend der Versorgungsordnung mit

mindestens 3 % zu dynamisieren.

Der Klager ist vor dem Arbeitsgericht davon ausgegangen, der sich insoweit
nach der Berechnung der Beklagten ergebende Betrag von 346,95 Euro erhéhe sich
fur ihn um 42,58 % auf 494,68 Euro, was mit dem Unverfallbarkeitsfaktor multipliziert
eine Rentenanwartschaft von 210,83 Euro ergebe.

Der Klager hat erstinstanzlich beantragt

festzustellen, dass ihm Uber die von der Beklagten berechnete
Betriebsrentenanwartschaft von 147,87 Euro hinaus eine
monatliche Betriebsrente von insgesamt 210,83 Euro ab Eintritt
des Versorgungsfalles am 14. September 2026 zusteht.

Im Berufungsverfahren ist der Kldger nur noch davon ausgegangen, dass sich
der erreichte Betrag um 38,42 % erhdhe. Er hat deshalb nur noch beantragt

festzustellen, dass ihm Uber die von der Beklagten berechnete
Betriebsrentenanwartschaft von 147,87 Euro hinaus insgesamt
204,68 Euro monatliche Betriebsrente ab Eintritt des
Versorgungsfalles mit Vollendung des 65. Lebensjahres am
14. September 2026 zusteht.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
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Sie halt die Anwartschaft fir richtig berechnet. Die Anpassung an die Lebens-
haltungskosten solle nur ihren aktiven Mitarbeitern zugute kommen. Die Regelung
enthalte zudem keine sichere Anpassung, weil auch geringere Lebenshaltungskosten-
steigerungen zu beriicksichtigen seien und zudem die Méglichkeit bestehe, dass die
Anrechnung noch nicht vorhersehbarer tariflicher Leistungen erfolge. Der Mindest-
anpassung sei seinerzeit keine tatsachliche Relevanz beigemessen worden, da die
jahrlichen Lebenshaltungskostensteigerungen zum Zeitpunkt der erstmaligen Ein-
fuhrung des Mindestanpassungsfaktors jeweils deutlich Gber 1,5 % jahrlich gelegen
hatten. Die Einfuhrung der Mindeststeigerung sei allein steuerlich motiviert gewesen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage abgewiesen. Mit
seiner Revision verfolgt der Klager wieder seinen erstinstanzlichen Antrag. Die Be-

klagte begehrt die Zuriickweisung der Revision.

Entscheidungsgriinde

Soweit der Klager in der Revisionsinstanz wieder auf seinen erstinstanzlichen
Antrag zurlckkommt, statt den verringerten Klageantrag aus der Berufungsinstanz
weiterzuverfolgen, ist die darin liegende Klageerweiterung unzulassig. Das erstinstanz-
liche Urteil ist insoweit im Berufungsverfahren nicht angegriffen und damit rechtskraftig
geworden. Im Ubrigen kann auf Grund des bisherigen Vortrages der Parteien und der
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts nicht entschieden werden, ob und in welcher
Hoéhe dem Klager ein Anspruch zusteht, so dass der Rechtsstreit im eingangs ge-
nannten Umfange an das Landesarbeitsgericht zurlickzuverweisen ist (§ 563 ZPO).
Rechte aus der GBV 97 und der BV 10/95 stehen dem Klager nicht zur Seite. Es
bedarf aber der Klarung, inwieweit er sich erfolgreich auf § 2 Abs. 1 und 5 BetrAVG

stitzen kann.

l. Aus der GBV 97 iVm. der BV 10/95 kann der Klager nichts herleiten. Die GBV
97 beschrankt sich darauf, vorangegangene Versorgungsordnungen abzulésen und
unter gleichzeitiger Regelung von Ubergangsfragen die Geltung der BV 10/95 anzu-
ordnen. Die BV 10/95 ihrerseits regelt nur die Berechnung der Betriebsrente im Ver-
sorgungsfall (§ 3 iVm. dazu erstellten Tabellen, die die Rentengruppe festlegen).
Versorgungsfall ist nach § 2 Ziff. 2.3 Buchst. a der BV 10/95 lediglich das Ausscheiden
aus den Diensten der Arbeitgeberin nach Erreichen der Altersgrenze oder bei vor-
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gezogener Inanspruchnahme der Betriebsrente wegen des Bezugs gesetzlicher
Altersrente. Der Fall des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsverhaltnis vor
Eintritt des Versorgungsfalles ist dort nicht geregelt. Es liegt also eine Versorgungs-
ordnung vor, die lediglich Bestimmungen fur den Fall der Betriebszugehdérigkeit bis
zum Eintritt des Versorgungsfalles, aber nicht fir den Fall des vorzeitigen Aus-

scheidens ftrifft.

Etwas anderes ergibt sich nicht daraus, dass in § 3 Ziff. 3.4 BV 10/95 auch 16
Steigerungen der Anwartschaften vorgesehen sind. Diese Regelung hat wahrend eines
laufenden Arbeitsverhéltnisses Bedeutung, weil die Anwartschaftssteigerungen im
bestehenden Arbeitsverhaltnis mageblich fur die im Eintritt des Versorgungsfalles zu
zahlende Ausgangsrente sind, die dann ihrerseits wiederum den in der Versorgungs-

ordnung vorgesehenen Steigerungen unterliegt.

Il. Unverfallbare Anwartschaften kénnen dem Klager deshalb lediglich nach den 17
gesetzlichen Bestimmungen in § 2 Abs. 1 und 5 BetrAVG zustehen. Das Arbeits-
verhéltnis des Klagers hat vor Eintritt des Versorgungsfalles nach Vollendung des 35.
Lebensjahres geendet, die Betriebszugehdrigkeit betrug mehr als zwélf Jahre und die
Versorgungszusage hat mindestens drei Jahre bestanden, so dass er -was die
genannten Regelungen voraussetzen - mit einer unverfallbaren Anwartschaft aus-
geschieden ist (§ 30f Satz 1 BetrAVG). Auf Grund des bisherigen Vortrages der
Parteien und der Feststellungen des Landesarbeitsgerichts lassen sich jedoch nicht

alle Rechenschritte, die zur Berechnung der danach unverfallbaren Anwartschaft
erforderlich sind, durchfiihren. Es bedarf vielmehr weiterer Sachaufklarung.

1. Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG hat bei Eintritt des Versorgungsfalles wegen 18
Erreichens der Altersgrenze - hier mit dem 65. Lebensjahr - ein vorher, dh. vorzeitig
ausgeschiedener Arbeitnehmer mit einer unverfallbaren Anwartschaft, wie der Klager,

einen Anspruch mindestens auf die Héhe des Teils der ohne das vorzeitige Aus-
scheiden zustehenden Leistung, der dem Verhaltnis der Dauer der Betriebszugehérig-

keit zu der Zeit vom Beginn der Betriebszugehorigkeit bis zum Erreichen der festen
Altersgrenze, hier des 65. Lebensjahres, entspricht. Nach § 2 Abs. 5 Satz 1 1. Halbsatz
BetrAVG bleiben bei der Berechnung dieses Teilanspruchs sowohl Veranderungen in

den Versorgungsregeln als auch der Bemessungsgrundlagen fir die Leistung auller
Betracht, soweit sie nach dem Ausscheiden des Arbeitnehmers eintreten.
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Unverfallbar ist deshalb nicht die konkret zum Zeitpunkt des Ausscheidens
erworbene Anwartschaft, sondern die nach den Regeln der Unverfallbarkeit zu er-
rechnende Teilrente. Das ist der Teil der erreichbaren Vollrente, der dem Anteil der
tatsachlichen Betriebszugehérigkeit zur méglichen Betriebszugehérigkeit bis zum
Erreichen der festen Altersgrenze entspricht. Die unverfallbare Anwartschaft setzt
deshalb zunachst die Errechnung der erreichbaren Vollrente voraus. Dabei gelten
Veranderungssperre und Festschreibeeffekt. Festzustellen ist nicht die bei Eintritt des
Versorgungsfalles tatsachlich erreichte oder erreichbare Altersversorgung, sondern
eine fiktive. Auf die tatsachlichen Verhaltnisse zum Zeitpunkt des Versorgungsfalles
kommt es nicht an. Zugrunde zu legen ist vielmehr zum einen die bei Ausscheiden
geltende Versorgungsordnung und sind zum anderen die Bemessungsgrundlagen
bezogen auf den Zeitpunkt des Ausscheidens. Dabei sind die zum Zeitpunkt des
Ausscheidens bestehenden Bemessungsgrundlagen auf den Zeitpunkt des Ver-
sorgungsfalles hochzurechnen (vgl. BAG 12. Médrz 1991 - 3 AZR 63/90 - AP BetrAVG
§7 Nr. 68 = EzA BetrAVG § 7 Nr. 41, zu Il 1 der Griinde). Auszugehen ist von einem
unveranderten Fortbestand des Arbeitsverhéltnisses und der Bemessungsgrundlagen
(BAG 22. November 1994 - 3 AZR 767/93 - BAGE 78, 279, zu | 1 der Griinde).

Bemessungsgrundlagen sind alle fur die Héhe des Versorgungsanspruchs
mafRgeblichen BerechnungsgréRen. Sie verandern sich nicht, wenn sie einem Wechsel
unterliegen und die kinftige Entwicklung nicht eindeutig vorgezeichnet ist. Dann wirkt
der Festschreibeeffekt. Wenn die Faktoren dagegen ohne weiteres hochgerechnet
werden kénnen, greift der Festschreibeeffekt nicht ein. Er betrifft nur variable Einfluss-
gréBen. Der Gesetzgeber wollte erreichen, dass bereits beim Ausscheiden des Arbeit-
nehmers der Umfang der Versorgungsanwartschaft endgultig feststeht (BAG 20. Juni
2000 - 3 AZR 872/98 - KTS 2002, 163, zu 4 a der Griinde). Er hat es deshalb auch in
Kauf genommen, dass die Versorgungsanwartschaft sich fur ausscheidende Arbeit-
nehmer einerseits und im Betrieb verbleibende Arbeithehmer andererseits unterschied-
lich darstellt.

Bemessungsgrundlage im Sinne des Gesetzes sind die jeweils einzelnen in
der Versorgungsordnung vorgesehenen Rechenschritte. Eine zusammenfassende
Beurteilung einzelner dieser Rechenschritte durch Verbindung mit anderen ist nicht
moglich. Das wirde dem Grundsatz der Rechtssicherheit und damit dem Zweck der
Regelung in § 2 Abs. 5 BetrAVG widersprechen. Dies wird bestétigt durch § 2 Abs. 5
Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2 bis 3 BetrAVG, der die Anrechnung anderweitiger
Versorgungsleistungen betrifft. Diese Bestimmungen setzen voraus, dass An-
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rechnungsregeln eine eigene Bemessungsgrundlage darstellen. Gleiches muss fir

andere Rechenschritte gelten.
2. Fur die Errechnung der fiktiven Vollrente des Klagers bedeutet dies:

a) Zu Recht geht der Klager davon aus, dass ihm die in den fur ihn maRgeb-
lichen Versorgungsregeln festgeschriecbene mindestens 3 %ige Dynamisierung der
Anwartschaften im von den Versorgungsregeln vorgesehenen zweijdhrigen An-

passungsmechanismus zugute kommt.

aa) Das betrifft zundchst die unter der Geltung der BV 10/95 zurickgelegte
Beschaftigungszeit seit dem 1. April 1997. Auf Grund der Verweisung in der GBV 97
gilt insoweit § 3 Ziff. 3.4 der BV 10/95. Danach werden nicht nur die laufenden Renten,
sondern auch die Anwartschaften grundsatzlich nach der Entwicklung der Lebens-
haltungskosten angepasst (Buchst. a). Diese Anpassung erfolgt in zweijahrigen
Abstanden, jeweils zum 1. Juli (Buchst. b Satz 1). Dabei ist aber auf Jahre berechnet
ein Mindestanpassungssatz von 3 % garantiert (Buchst. b Satz 2). Zwar sieht die
Regelung ebenfalls (Buchst. b Satz 3) eine Bericksichtigung von abweichenden,
niedrigeren Steigerungen im Lebenshaltungskostenindex vor, jedoch nur ,mit der
MaRgabe, da® die Mindestanpassung von 1,5 % pro Jahr nicht unterschritten wird“, es
also bei dem Mindestanpassungssatz von 3 % auf zwei Jahre bezogen verbleibt.

Ziff. 3 Buchst. a der GBV 97 hat zudem fir die Bemessungsgréfen ,L-Rente,
die beim Klager nicht einschlagig ist, und der fur den Klager mafRgeblichen ,He-Rente®
eine entsprechende Anpassung vorgesehen. Eine vergleichbare Regelung findet sich
jedoch nicht fur solche Anwartschaften, die der Klager unter der Geltung der Ver-
sorgungsordnung der L-He AG aus November 1991 - jEckwertrente” - erworben hat.
Diese Anwartschaften sind nach der GBV 97 nicht dynamisiert.

bb) Diese Regelungen sind - entgegen einer von der Beklagten in den Vor-
instanzen vertretenen Ansicht - wirksam. Dass bei Abschluss der Regelung méglicher-
weise deshalb nicht absehbar war, ob die Mindestanpassungsbestimmung jemals
Anwendung finden wirde, weil die tatsachliche Inflationsrate bei Einfuhrung der
Regelung deutlich héher war, andert nichts an ihrer Rechtsverbindlichkeit. Die Beklagte
hat auch weder etwas daflir vorgetragen, noch ist sonst etwas dafiir ersichtlich, dass
sie versucht hatte, schon wéhrend des Bestehens des Arbeitsverhaltnisses eine
Anpassung der Bestimmung herbeizufihren. Auch dass die Regelung steuerlich
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motiviert war, andert nichts an ihrer Rechtsglltigkeit; diese war vielmehr Voraus-
setzung fur die steuerliche Beachtlichkeit (vgl. §§ 41, 42 AO).

cc) Die 3 %ige Mindesterh6hung steht im dargelegten Umfang rechnerisch fest
und ist deshalb auf den weiteren fiktiven Bestand des Arbeitsverhaltnisses hochzu-

rechnen.

) Entgegen der Ansicht der Beklagten kommt es dabei nicht darauf an, dass die
3 %-Steigerung eine pauschalierte Mindestberucksichtigung der Lebenshaltungs-
kostensteigerungen darstellt. Zwar sind Lebenshaltungskostensteigerungen un-
bestimmt und wéaren deshalb nur nach MalRgabe des Festschreibeeffektes bei Er-
rechnung der unverfallbaren Anwartschaft zu berlcksichtigen. Die Betriebsparteien
sind in ihren Regelungen aber nicht bei der Berlcksichtigung der Lebenshaltungs-
kostensteigerungen stehen geblieben. Sie haben vielmehr mit der Mindestanpassung
den der Versorgungsordnung unterfallenden Arbeitnehmern eine Mindeststeigerung
ihrer Anwartschaft fest zugesagt. Insoweit steht die Anpassung fest und kann deshalb
in die Errechnung der fiktiv erreichbaren Vollrente ohne weiteres einbezogen werden.
Es geht um einen eigenstandigen, unabhangig von der tatsédchlichen Lebenshaltungs-
kostensteigerung feststehenden Rechenschritt, der im Rahmen der Errechnung der

unverfallbaren Versorgungsanwartschaft zu berticksichtigen ist.

(2) Etwas anderes ergibt sich entgegen der Ansicht der Beklagten auch nicht aus
der Regelung in § 3 Nr. 3.4 Buchst. ¢ BV 10/95.

Allerdings kann sie auch gegeniuber der in der Versorgungsordnung vor-
gesehenen Mindeststeigerung von 3 % die in dieser Vorschrift bezeichneten ander-
weitigen gesetzlichen oder tariflichen Leistungen anrechnen. Auch bei dieser Regelung
handelt es sich jedoch um einen eigenstdndigen Rechenschritt und damit um eine
eigenstandige Bemessungsgrundlage. Dass sie auf rechtliche Vorgaben Bezug nimmt,
andert daran nichts: In Anrechnungsvorschriften in Bezug genommene rechtliche
Vorgaben sind Bemessungsgrundlagen iSv. § 2 Abs. 5 Satz 1 BetrAVG (vgl. fir die
rechtlichen Grundlagen anderweitiger Versorgungsregelungen BAG 21. Mdrz 2006
-3AZR 374/05 - Rn. 32 ff., BAGE 117, 268). Hinsichtlich dieses Rechenschritts steht
die tatsachliche Entwicklung nicht fest. Es gilt damit der Festschreibeeffekt, so dass auf
die Umstande bei Ausscheiden des Klagers abzustellen ist. Zu diesem Zeitpunkt gab
es keine Regelungen, die zu einer Anrechenbarkeit fihren wirden. Das bleibt weiterhin

mafgeblich.

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

www.prinz.law

27

28

29

30

-13-

1ZINYdsad HYIN I e/g §§ YOrU JUBqUaIR( S[e PUIS SUN[WWESS[I2}1() I9P J[I9 ], YoNY :SIOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz

Rechtsanwalt
-13- 3 AZR 127/07
b) Hinsichtlich der Berechnung im Einzelnen sind noch weitergehende Fest-

stellungen zu treffen.

aa) Bei seiner Berechnung hat der Klager bis zum Stichtag 1. April 1997, ab dem
die BV 10/95 Anwendung fand, Anwartschaften nach den Regeln der He-Rente
zugrunde gelegt. Richtigerweise kann die - in der H6he bislang nicht festgestellte - He-
Rente lediglich bis zum Zeitpunkt ihrer Ablésung durch die ,Eckwertrente” der L-He AG
errechnet und dynamisiert werden. Fur die Zeit danach bis zum Ende Marz 1997 sind
in der Berechnung die nicht dynamisierten Anwartschaften nach der ,Eckwertrente*
zugrunde zu legen. Insoweit fehlt es an Sachvortrag und Feststellungen.

bb) Ebenso fehlt es an Vortrag der Parteien und Feststellungen des Landes-
arbeitsgerichts hinsichtlich der Anrechnungsregel in § 3 Ziff. 3.3 BV 10/95. Inwieweit
die dem Klager zustehende Anwartschaft danach nach oben begrenzt ist, wird das

Landesarbeitsgericht noch festzustellen haben.

Nach dieser Regelung ist die Rentenzahlung bei Eintritt des Versorgungsfalles
unter Beriicksichtigung auch von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung auf
100 % eines normierten Nettoeinkommens bezogen auf das letzte Kalenderjahr vor
Eintritt des Versorgungsfalles beschrankt. Da dieses Einkommen noch nicht feststeht,
ist auf das Einkommen des Klagers im letzten Kalenderjahr vor dem Ausscheiden
abzustellen. Zu den Bemessungsgrundlagen gehdéren auch die nach der Versorgungs-
ordnung zu errechnenden pauschalierten Abzige, wobei auch insoweit die tatsach-
lichen und rechtlichen Verhéltnisse zum Zeitpunkt des Ausscheidens zugrunde zu
legen sind. Mit dem so errechneten normierten Nettoeinkommen ist die Sozialver-
sicherungsrente des Klagers gegenzurechnen. Sie ist unter Zugrundelegung der
Bestimmungen in § 2 Abs. 5 Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2 1. Halbsatz BetrAVG auf
den Zeitpunkt des Ausscheidens hochzurechnen (vgl. zum Ganzen BAG 21. Méarz
2006 - 3 AZR 374/05 - Rn. 26 ff., BAGE 117, 268). Die dafur erforderlichen Daten sind

weder festgestellt noch vorgetragen.
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c) Bei der Tenorierung wird das Landesarbeitsgericht ggf. berticksichtigen

missen, dass die Beklagte fur den Klager keine Betriebsrentenanwartschaft von
147,87 Euro, sondern eine solche von 149,37 Euro errechnet hat.

Zwanziger Schlewing RiBAG Dr. Koch
ist durch Urlaub
an der Unter-
schrift gehindert.

Zwanziger

Oberhofer Rodder

JLaw — Gesetze und Urteile

D Available on the
Ezste;(l)c;)se t (mobile AQQ) App Store
er esetze JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

35

'17/\1_]1[)5'38 DyIN JeL8 §§ yoeu yuequaje(J S[e purs ASUH[IU[UUSSUDU;] I9p JMI9 T, Yyony :SIoMUury


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



